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Verkauf einer Liegenschaft durch eine urteilsfähige, nach Art. 394 ZGB verbeiständete Person

Sachverhalt

· Dem Klienten wurde gemäss ZGB 386 vorläufig die Handlungsfähigkeit entzogen. Der Grund lag in seiner Drogensucht, die ihn seine Geschäfte vernachlässigen liess. Die definitive Massnahme wird angeordnet, sobald das psychiatrische Gutachten – voraussichtlich im Januar 03 – vorliegen wird. Aufgrund meiner Beurteilung ist die Urteilsfähigkeit des Klienten dank Methadonprogramm wieder auf recht hohem Niveau. Entsprechend möchte ich auf eine Beistandschaft hinarbeiten. 

Er ist Mitglied einer Erbengemeinschaft mit mehreren Grundstücken. Die Miterben drängen auf Verkauf eines Grundstückes und zwar freihändig, da sie nach ihrer Meinung den Markt ausgelotet haben und den Marktpreis beurteilen können. Gemäss ZGB 404 bringt ein Verkauf nun viele Formalitäten mit sich, die bei meinem durchaus sachkundigen Klienten nicht unbedingt Sinn machen. Ausserdem drängen die Miterben, da sie fürchten, dass ihnen ein konkreter Käufer „davonschwimmen“ könnte. 

Nun lese ich im neuen Basler Kommentar mit Schrecken, dass das aufwendige Prozedere für Grundstückverkäufe nach heutiger Praxis auch bei Beistandschaften gemäss ZGB 394 anzuwenden sei (2002, 2. Auflage, Art. 404 ZGB N4). Dies steht meines Erachtens im Widerspruch zu ZGB 417.1, wonach die Handlungsfähigkeit der verbeiständeten Person unbeeinflusst bleibt. 

Kennen Sie eine Lösung, wonach bei Übereinstimmung zwischen Klienten und Betreuungsperson bei Beistandschaft ohne weitere behördliche Mitwirkung verkauft werden könnte?

Erwägungen

1. Die Verbeiständung hat im Gegensatz zur Entmündigung und Verbeiratung keinen Einfluss auf die Handlungsfähigkeit (Art. 13, 17, 417 ZGB). Dagegen kann der Grund der Verbeiständung im Umstand begründet liegen, dass einer Person die Urteilsfähigkeit ganz oder in massgeblichen Belangen fehlt.


2. Überträgt die Vormundschaftsbehörde einem Beistand die Überwachung oder Verwaltung eines Vermögens, so beschränkt sich seine Tätigkeit auf ordentliche Verwaltungshandlungen (Verwaltung und Fürsorge für die Erhaltung des Vermögens). Verfügungen, die darüber hinaus gehen, darf der Beistand nur aufgrund besonderer Ermächtigung vornehmen, die ihm der Verbeiständete selbst oder, wenn dieser hiezu nicht fähig ist, die Vormundschaftsbehörde erteilt (Art. 419 Abs. 2 ZGB).


3. Der Verkauf einer Liegenschaft kann, wenn der Verbeiständete den Vorgang zu beurteilen vermag, mit Zustimmung des Vertretenen oder durch diesen selbst erfolgen (Basler-Kommentar ZGB-Biderbost N 20 zu Art. 419 ZGB). Wo die Zustimmung des Verbeiständeten gültig erteilt werden kann, entfällen sowohl die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde nach Art. 419/421 ZGB als auch die Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde nach Art. 404/422 ZGB (Biderbost, a.a.O., N 25 f.).


4. Damit der Beistand kein Risiko läuft, die vertretene Person nicht hinreichend geschützt zu haben, empfiehlt sich in kritischen Situationen die Erstellung eines fachärztlichen Zeugnisses und die Kontrolle der Verkaufsbedingungen. Lohnenswert scheint mir zudem in diesen Fällen, die Vormundschaftsbehörde in Kenntnis zu setzen über den zu tätigenden Verkauf (ohne dass sie dem Geschäft zustimmen muss). Sie hätte damit aber die Möglichkeit, zu intervenieren).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 22.12.2002
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